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UNTERNEHMER

WACHSTUMSCHANCENGESETZ AUS 
SICHT DER UMSATZSTEUER

Mit dem Gesetz zur Stärkung von Wachstumschancen, Investi- 
tionen und Innovation sowie Steuervereinfachung und Steuer-
fairness, kurz Wachstumschancengesetz, soll die Liquidität der 
Unternehmen verbessert werden. Außerdem sollen Impulse 

gesetzt werden, damit Unternehmen dauerhaft mehr investieren. 
Darüber hinaus soll das Steuersystem vereinfacht und durch die 
Anhebung von Schwellenwerten und Pauschalen vor allem kleine 
Betriebe von Bürokratie entlastet werden. Im Folgenden geben 
wir einen Überblick über die umsatzsteuerlichen Neuerungen:

	● Umsatzsteuerbefreiung für Verfahrenspfleger: Alle im 
Rahmen eines Betreuungs- und Unterbringungsverfah-
rens zur Unterstützung einer hilfsbedürftigen Person tätigen  
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Verfahrenspfleger werden nun als begünstigte Einrichtungen 
anerkannt. Dazu zählen insbesondere die Verfahrenspfleger-
bestellungen im Vorfeld der Bestellung eines Betreuers. Die 
Änderung gilt ab dem 01.04.2024.

	● Umsatzsteuerbefreiung für Verfahrensbeistände: Die 
Steuerbefreiung wird um die im Rahmen einer Unterbringung 
oder von freiheitsentziehenden Maßnahmen für Minderjähri-
ge tätige Verfahrensbeistände ergänzt. Diese Änderung gilt 
gleichfalls ab dem 01.04.2024.

	● Übertragung von Emissionszertifikaten: Für bestimmte, 
der Steuerschuldnerschaft des Leistungsempfängers unter-
fallende Umsätze enthält § 13b Abs. 5 Satz 8 Umsatzsteu-
ergesetz (UStG) eine Vereinfachungsregelung, wonach der  
Leistungsempfänger als Steuerschuldner gilt, wenn der leisten-
de Unternehmer und der Leistungsempfänger für diesen Um-
satz die Regelung des § 13b Abs. 2 UStG angewandt haben, 
obwohl dies nach Art der Umsätze unter Anlegung objektiver 
Voraussetzungen nicht zutreffend war. Auch die Übertragung 
von Emissionszertifikaten soll unter diese Vereinfachungsre-
gelung fallen. Die Änderung gilt ab dem 01.04.2024.

	● Zwingende Verwendung einer elektronischen Rechnung 
(E-Rechnung): Alle Unternehmen werden in einem zeitlich 
gestuften Verfahren gesetzlich verpflichtet, im Geschäftsver-
kehr untereinander elektronische Rechnungen zu verwenden. 
Ab dem 01.01.2025 sind alle Unternehmen verpflichtet, elek- 
tronische Rechnungen empfangen und archivieren zu können.

	● Anhebung der Ist-Besteuerungsgrenze von 600.000 € auf 
800.000 €.

	● Anhebung des Schwellenwerts zur Befreiung von der  
Abgabe von vierteljährlichen Umsatzsteuer-Voranmel-
dungen von 1.000 € auf 2.000 € (Steuer im Vorjahr) ab Be-
steuerungszeitraum 2025.

UNZUTREFFENDER UMSATZSTEUERAUSWEIS: 
GROSSZÜGIGE AMTLICHE SICHTWEISE
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Es gibt erfreuliche Entwicklungen beim unzutreffenden Umsatz-
steuerausweis in Rechnungen. Das Bundesfinanzministerium 
(BMF) ändert mit Schreiben vom 27.02.2024 seine Rechtsauf-
fassung zu dieser Thematik. Eine in einer Rechnung zu hoch 

ausgewiesene Umsatzsteuer wird danach nicht mehr in  
allen Fällen geschuldet. Damit weicht die Finanzverwaltung 
vom Grundsatz des § 14c Umsatzsteuergesetz (UStG) ab. Ge-
mäß dieser Vorschrift schuldet jeder, der Umsatzsteuer in einer 
Rechnung ausweist, diese gegenüber der Finanzverwaltung. Hat 
ein Unternehmer in einer Rechnung einen höheren Umsatzsteu-
erbetrag ausgewiesen, als er eigentlich schuldet, so schuldet er 
auch den Mehrbetrag. Dies galt nach der bisherigen Rechtspre-
chung des Bundesfinanzhofs auch bei einer Rechnungserteilung 
an Endverbraucher. Der Europäische Gerichtshof (EuGH) ge-
langte in einem Urteil aus dem Jahr 2022 zu einer restriktiveren 
Sichtweise. Im Urteilsfall hatte der Betreiber eines Indoorspiel-
platzes Rechnungen an nicht zum Vorsteuerabzug berechtigte 
Endverbraucher ausgestellt. In diesen Rechnungen war ein zu 
hoher Umsatzsteuerbetrag ausgewiesen. Der EuGH verneinte 
eine Umsatzsteuerschuld aus den Rechnungen, da eine Ge-
fährdung des Umsatzsteueraufkommens nicht gegeben war.

Die Finanzverwaltung erklärt diese in einem österreichischen Fall 
ergangene Entscheidung des EuGH mit aktuellem Schreiben als 
allgemein auf alle verfahrensrechtlich offenen Fälle anwendbar. 
Danach wird die überhöht ausgewiesene Umsatzsteuer grund-
sätzlich nicht geschuldet, wenn der Unternehmer die Leistung 
tatsächlich ausgeführt und hierüber eine Rechnung mit ei-
nem unrichtigen Steuerausweis gestellt hat und der Leis-
tungsempfänger ein Endverbraucher (Nichtunternehmer bzw. 
Unternehmer, der die Leistung für den nichtunternehmerischen 
Bereich empfängt) ist. Diese Grundsätze gelten auch für einen 
unberechtigten Steuerausweis durch Kleinunternehmer.

Hinweis: Einhergehend mit dem BMF-Schreiben ändert die 
Finanzverwaltung den Umsatzsteuer-Anwendungserlass an 
den Stellen, an denen die bisher vertretenen Grundsätze 
durch die Rechtsprechung des EuGH überholt sind.

GMBH-GESCHÄFTSFÜHRER

AUFSICHTSRAT: KEINE UMSATZSTEUER 
TROTZ SITZUNGSABHÄNGIGER VERGÜTUNG

Das Finanzgericht Köln (FG) hat entschieden, dass ein Auf-
sichtsratsmitglied, das eine Sitzungsvergütung erhält, kein um-
satzsteuerlicher Unternehmer ist. Im Urteilsfall ging es um die 
umsatzsteuerliche Behandlung der Tätigkeit als Aufsichtsrats-
vorsitzender verschiedener Gesellschaften in den Jahren 2015 
bis 2020.

Der Kläger erhielt für seine Tätigkeit eine Sitzungsvergütung, 
die er entsprechend der damals geltenden Rechtsprechung und 
Verwaltungsauffassung der Umsatzsteuer unterwarf. Später 
beantragte er mit Hinweis auf die neuere Rechtsprechung des 
Europäischen Gerichtshofs und des Bundesfinanzhofs (BFH) 
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zur fehlenden Unternehmereigenschaft von Aufsichtsräten 
eine Änderung der verfahrensrechtlich noch offenen Umsatz-
steuerbescheide, was das Finanzamt ablehnte. Laut FG ist der 
Aufsichtsrat jedoch nicht als umsatzsteuerlicher Unterneh-
mer anzusehen. Hierfür spreche, dass er in seiner Funktion als 
Organ der AG nicht in eigenem Namen und eigener Verantwor-
tung tätig gewesen sei. Zudem habe er im Hinblick auf seine Ver-
gütung kein wirtschaftliches Risiko getragen, da es sich bei den 
vereinbarten Sitzungsgeldern nicht um eine variable Vergütung 
gehandelt habe. Insbesondere habe er keine Möglichkeit gehabt, 
auf die Höhe der Sitzungsvergütung - etwa durch eine häufige-
re Einberufung von Sitzungen - Einfluss zu nehmen, da die ge-
setzlichen und satzungsmäßigen Vorgaben eine zurückhaltende  
Sitzungspraxis vorsähen.

Hinweis: Interessant ist, dass das FG entgegen der Ver-
waltungsauffassung und der BFH-Rechtsprechung mangels 
Gefährdung des Steueraufkommens eine rückwirkende Kor-
rektur der Umsatzsteuer ohne Rechnungsberichtigung und 
ohne Rückzahlung der Steuer an den Leistungsempfänger 
für möglich hält. Die Revision des FG-Urteils ist beim BFH 
anhängig.

ARBEITGEBER UND 
ARBEITNEHMER

MITARBEITERAKTIEN: NEUER 
JÄHRLICHER STEUERFREIBETRAG

Viele börsennotierte Arbeitgeber beteiligen ihre Beschäftigten 
über Mitarbeiteraktien am eigenen Unternehmen. Die Vortei-
le liegen auf der Hand: Die Arbeitnehmer denken und handeln 
„unternehmerischer“ und identifizieren sich stärker mit ihrem Ar-
beitgeber. Je erfolgreicher das Unternehmen, desto größer fällt 
zudem ihr Profit aus, was wiederum geeignet ist, die Motivation 
zu steigern.

Um die Aktienkultur unter den Beschäftigten in Deutschland zu 
fördern, hat der Gesetzgeber die steuerlichen Rahmenbedin-
gungen für Mitarbeiterbeteiligungen nun verbessert: Mit dem 
Zukunftsfinanzierungsgesetz wurde der steuerfreie Höchstbe-
trag für Mitarbeiteraktien zum 01.01.2024 von 1.440 € auf 2.000 € 
je Mitarbeiter und Jahr angehoben. Arbeitnehmer können also 
kostenlos oder verbilligt Aktien von ihrem Arbeitgeber beziehen 
und müssen den Vorteil erst (lohn-)versteuern, wenn er den Steu-
erfreibetrag übersteigt.

Bezieht ein Arbeitnehmer beispielsweise Firmenaktien zum Preis 
von 50 € pro Stück, obwohl der Kurswert an der Börse bei 75 € 
liegt, entsteht bei ihm ein geldwerter Vorteil von 25 € pro Aktie. 
Durch den neuen Freibetrag wird in diesem Beispiel der Kauf von 
bis zu 80 Mitarbeiteraktien steuerfrei belassen.

Hinweis: Oftmals kann bei Mitarbeiterbeteiligungsprogram-
men eine begrenzte Anzahl an Aktien um bis zu 50 % verbil-
ligt erworben werden, alternativ wird häufig eine bestimmte 
Anzahl an Gratisaktien ausgegeben, beispielsweise eine 
Gratisaktie für drei gekaufte Aktien. Mitunter wird beim Kauf 
auch ein fester Zuschuss pro Aktie oder ein prozentualer Zu-
schuss auf das eingesetzte Kapital des Mitarbeiters gezahlt.

Der Steuerfreibetrag darf nach wie vor nur auf Mitarbeiteraktien 
angewandt werden, wenn alle Arbeitnehmer das zugrunde lie-
gende Beteiligungsprogramm nutzen konnten, die im Zeitpunkt 
der Bekanntgabe des Angebots ein Jahr oder länger ununterbro-
chen in einem gegenwärtigen Dienstverhältnis zum Unterneh-
men gestanden haben.

ANPASSUNG: RENTEN STEIGEN JETZT 
BUNDESWEIT EINHEITLICH
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Gute Nachrichten für Ruheständler: Die Renten in den alten 
und neuen Bundesländern steigen zum 01.07.2024 um 4,57 % 
an. Die Rentenanpassung liegt damit im dritten Jahr in Folge 
oberhalb von 4  % - und damit deutlich über der Inflationsrate. 
Für eine Standardrente (durchschnittlicher Verdienst und 45 Bei-
tragsjahre) bedeutet die Rentenanpassung einen Anstieg um 
77,40 € im Monat.

Hinweis: Nachdem im Jahr 2023 der aktuelle Rentenwert 
Ost aufgrund der höheren Lohnsteigerung in den neuen 
Bundesländern bereits den West-Wert erreicht hat, erfolgt 
die Anpassung der Renten nun zum ersten Mal bundesein-
heitlich.

Das Bundesministerium für Arbeit und Soziales weist darauf hin, 
dass die Anhebung durch den starken Arbeitsmarkt und gute 
Lohnabschlüsse möglich wurde. Die für die Rentenanpassung 
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relevante Lohnsteigerung beträgt 4,72 %. Sie basiert auf der vom 
Statistischen Bundesamt gemeldeten Lohnentwicklung nach den 
Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnungen (VGR). Darüber hi- 
naus wird die beitragspflichtige Entgeltentwicklung der Versicher-
ten berücksichtigt, die für die Einnahmesituation der gesetzlichen 
Rentenversicherung entscheidend ist. Neben der Lohnentwick-
lung wird bei der Anpassung der Renten auch die Entwicklung 
des zahlenmäßigen Verhältnisses von Rentenbeziehern zu Bei-
tragszahlern berücksichtigt (sog. Nachhaltigkeitsfaktor).

HAUSBESITZER

VERMIETUNG AN ANGEHÖRIGE 
STEUERGÜNSTIG GESTALTEN

Wer Wohnraum an nahe Angehörige vermietet, kann sich in den 
allermeisten Fällen sicher sein, dass sein Mietobjekt von der 
Mietpartei pfleglich behandelt wird. Sofern die Vermietung vom 
Finanzamt anerkannt wird, entpuppt sie sich zudem häufig als 
wahres Steuersparmodell. Die vereinnahmte Miete muss zwar 
als Einnahme aus Vermietung und Verpachtung versteuert 
werden, die Kosten der Immobilie lassen sich aber als Wer-
bungskosten absetzen.

Hinweis: Zu den Werbungskosten gehören die Abschrei-
bung der Anschaffungs- und Kaufnebenkosten für die  
Immobilie, Kreditzinsen aus der Finanzierung, Hausverwal-
tungsgebühren sowie Ausstattungs- und Instandhaltungs-
kosten. Auch die eingebaute Küche kann abgeschrieben 
werden, sofern sie mitvermietet wird. Selbst Anschaffungen, 
wie ein Rasenmäher für den Mieter, sind absetzbar.

Damit das Mietverhältnis vom Finanzamt anerkannt wird, muss 
es zuallererst einem Fremdvergleich standhalten, also fremdüb-
lich sein. Da mit einem fremden Mieter ein schriftlicher Vertrag 
geschlossen wird, sollte mit der Verwandtschaft genauso verfah-
ren werden. Zudem muss der Mietvertrag der Norm entsprechen. 
Dafür empfiehlt es sich, einen Mustermietvertrag zu verwen-
den.

Für den vollen Werbungskostenabzug ist es wichtig, dass der 
Mietvertrag unbefristet geschlossen ist, denn wird der Mietver-
trag befristet, ist dem Finanzamt eine Totalüberschussprognose 
für die Mietdauer vorzulegen. Im Klartext bedeutet dies, dass 
eine Gewinnerzielungsabsicht nachgewiesen werden muss. 
Die Finanzverwaltung möchte zudem echtes Geld fließen sehen. 
Das heißt, dass die monatlichen Mietzahlungen und Betriebs-
kostenabschläge auch tatsächlich vom Mieter an den Vermieter 
überwiesen werden sollten. Die Kontoauszüge dienen hierfür als 
Nachweis. Barzahlungen werden vom Finanzamt regelmäßig 
nicht akzeptiert. Des Weiteren wird vom Vermieter eine jährliche 
Betriebskostenabrechnung verlangt.

Nebenkostennachzahlungen müssen vom Mieter beglichen wer-
den. Werden alle Formalitäten eingehalten, hängt die Höhe des 
Werbungskostenabzugs von der Höhe der Miete ab: Ab einer ge-
setzlich definierten Mindestmiete von 66 % der ortsüblichen Mie-
te ist der volle Werbungskostenabzug garantiert. Entscheidend 
ist hierbei nicht die Kalt-, sondern die Warmmiete.

Liegt die Miete zwischen 50 % und 66 % der Marktmiete, ist für 
das Finanzamt eine Totalüberschussprognose zu erstellen. Den 
vollen Werbungskostenabzug gibt es dann nur, wenn mit der Im-
mobilie ein prognostizierter Gewinn nachgewiesen werden kann. 
Ist die Miete zu günstig, weil sie 50 % unter der ortsüblichen Miete 
liegt, werden die Werbungskosten nur noch im prozentualen An-
teil der gezahlten Miete zur ortsüblichen Miete anerkannt.

Hinweis: Soll ein Steuervorteil aus der Vermietung an nahe 
Angehörige gezogen werden, müssen die Werbungskosten 
höher ausfallen als die Mieteinnahmen. Entsteht durch die 
Vermietung beispielsweise ein Verlust von 5.000 €, liegt der 
Steuervorteil bei einem individuellen Grenzsteuersatz von 
37 % bei 1.850 €.

ZEITPUNKT DER ZUORDNUNGSENTSCHEIDUNG: 
VORSTEUERABZUG FÜR PV-ANLAGE
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Sollen im Jahr 2022 angeschaffte Wirtschaftsgüter einem Unter-
nehmen zugeordnet werden, um den Vorsteuerabzug zu erhal-
ten, so war die Frist hierfür nach jetzigem Stand am 02.10.2023 
abgelaufen. Diese Frist hat das Finanzgericht Köln (FG) rechts
kräftig ausgehebelt und damit eine rückwirkende Zuordnung zum 
Unternehmen bis zum 31.07.2024 zugelassen. Die Zuordnungs-
entscheidung für einen gemischt genutzten Gegenstand kann 
auch im Rahmen der Jahreserklärung durch Geltendmachung 
des Vorsteuerabzugs erfolgen. Laut FG erfolgt die Dokumen-
tation der Entscheidung immer noch zeitnah, wenn die Jah- 
reserklärung innerhalb der gesetzlichen Abgabefrist beim  
Finanzamt eingeht.

Im Besprechungsfall hatte der Kläger im Jahr 2019 eine Pho-
tovoltaikanlage erworben und mit einem Stromanbieter einen 
Einspeisevertrag geschlossen. Auf dem Kundendaten- und  
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Inbetriebnahmeblatt war unter „Angaben zu der vom Anlagenbe-
treiber zu zahlenden Umsatzsteuer“ angekreuzt, dass die Ein-
speisevergütung ohne Umsatzsteuer ausgezahlt werden solle. 
Daher wurden dem Kläger ausweislich der vorliegenden Abrech-
nung für den gelieferten Strom Abschlagszahlungen ohne Um-
satzsteuer berechnet.

Aus der Abrechnung war zudem ersichtlich, dass der Kläger 
66,33 % des von ihm erzeugten Stroms in das Netz eingespeist 
hatte. Umsatzsteuer-Voranmeldungen gab er für das Jahr 2019 
nicht ab. Durch die am 11.03.2021 eingereichte Umsatzsteuer- 
erklärung 2019 erfuhr das Finanzamt erstmals von dem Betrieb 
der Photovoltaikanlage. In dieser machte der Kläger die Vorsteu-
er aus dem Erwerb der Anlage geltend und erklärte steuerpflich-
tige Umsätze. Das Finanzamt ließ den Vorsteuerabzug jedoch 
unberücksichtigt, da die Entscheidung über die Zuordnung der 
Anlage zum Unternehmensvermögen nicht rechtzeitig bis zum 
31.07.2020 (gesetzliche Regelabgabefrist) erfolgt sei.

Die dagegen gerichtete Klage hatte Erfolg. Das Finanzamt ging 
zu Unrecht davon aus, dass keine zeitnahe Dokumentation der 
Zuordnungsentscheidung vorlag. Die Zuordnungsentscheidung 
des Unternehmers sei grundsätzlich bei Anschaffung, Herstel-
lung oder Einlage des Gegenstands zu treffen. Eine Absicht 
müsse nicht ausdrücklich mitgeteilt werden, sondern könne auch 
konkludent zum Ausdruck kommen. Objektiver Anhaltspunkt für 
eine ausdrückliche oder konkludente Zuordnung zum Unterneh-
men könne die Geltendmachung oder Nichtgeltendmachung des 
Vorsteuerabzugs sein. Hiernach sei im Streitfall durch Geltend-
machung der Vorsteuer in der Umsatzsteuererklärung die Zu-
ordnung der Anlage zum Unternehmensvermögen hinreichend 
dokumentiert worden. Zudem sei die Dokumentation zeitnah er-
folgt. Der steuerlich beratene Kläger habe seine Steuererklärung 
am 11.03.2021 und damit innerhalb der Abgabefrist eingereicht 
(Fristablauf 31.08.2021).

KAPITALANLEGER

ÜBERMITTLUNG VON KONTOSTÄNDEN AN 
DEN FISKUS IST VERFASSUNGSGEMÄSS

Um grenzüberschreitende Steuerhinterziehung einzudäm-
men, haben die Finanzminister von 51 OECD-Partnerstaaten 
bereits im Jahr 2014 ein multilaterales Abkommen über den au-
tomatischen Informationsaustausch in Steuersachen unter-
zeichnet. Dieses Abkommen definiert den globalen Standard für 
den automatischen Informationsaustausch über Finanzkonten 
(sog. Common Reporting Standard, CRS).

Deutsche Finanzinstitute sind demnach verpflichtet, für jedes 
meldepflichtige Konto bestimmte Daten zu erheben und alljährlich 
an das Bundeszentralamt für Steuern (BZSt) zu übermitteln, 
darunter den Namen des Kontoinhabers, seine Kontonummern 
und seine Konten- und Depotsalden zum Ende des jeweiligen  

Kalenderjahres. Die Daten werden vom BZSt dann bei ent-
sprechendem Auslandsbezug an die CRS-Partnerstaaten wei-
tergeleitet. Im Gegenzug erhält die deutsche Behörde von den  
Partnerstaaten die Daten zu ausländischen meldepflichtigen 
Konten, deren Inhaber in Deutschland ansässig sind.

Der Bundesfinanzhof (BFH) hat jetzt entschieden, dass die Über-
mittlung von Kontoständen an das BZSt verfassungsgemäß ist. 
Geklagt hatten Eheleute aus Deutschland, die in der Schweiz 
ein Konto samt Depot geführt hatten. Die Schweizer Behörden 
hatten den Kontostand an das BZSt übermittelt, woraufhin die 
Eheleute beim Bundesministerium der Finanzen (vergeblich) die 
Löschung der Informationen beantragten. Sie sahen sich durch 
die Datenübermittlung in ihren Grundrechten verletzt.

Der BFH sah jedoch keinen Grundrechtsverstoß und erklärte, 
dass die Eheleute nicht in ihrem Recht auf informationelle Selbst-
bestimmung verletzt seien. Zwar wird durch die Datenübermitt-
lung in dieses Recht eingegriffen, dies dient nach Auffassung 
der Bundesrichter jedoch dem verfassungslegitimen Zweck, die 
grenzüberschreitende Steuerhinterziehung zu bekämpfen.

ALLE STEUERZAHLER

DARLEHENSWIDERRUF: NUTZUNGSERSATZ 
MUSS NICHT VERSTEUERT WERDEN

Gute Nachrichten für Kreditnehmer: Wird von ihnen ein Verbrau-
cherdarlehensvertrag widerrufen und von der Bank rückab-
gewickelt, unterliegt der von der Bank gezahlte Nutzungsersatz 
nicht der Einkommensteuer. Dies geht aus einem neuen Urteil 
des Bundesfinanzhofs (BFH) hervor.

Geklagt hatten Eheleute aus Nordrhein-Westfalen, die im Jahr 
2008 einen Darlehensvertrag zur Finanzierung einer selbstge-
nutzten Wohnimmobilie abgeschlossen hatten. Im Jahr 2016 
widerriefen sie den Darlehensvertrag und verwiesen auf eine 
fehlerhafte Widerrufsbelehrung. Im Zuge eines zivilgerichtlichen 
Vergleichs zahlte die Bank den Eheleuten einen Nutzungsersatz 
für die von ihnen bis zum Widerruf erbrachten Zins- und Tilgungs-
leistungen in Höhe von 14.500 €. Das Finanzamt besteuerte den 
Nutzungsersatz bei den Eheleuten als Einkünfte aus Kapitalver-
mögen.

Der BFH lehnte eine Besteuerung jedoch ab und erklärte, dass 
der Nutzungsersatz kein steuerbarer Kapitalertrag sei. Die 
Rückabwicklung eines vom Darlehensnehmer widerrufenen 
Darlehensvertrags vollziehe sich außerhalb der steuerbaren Er-
werbssphäre. Das Rückgewährschuldverhältnis sei ertragsteuer-
lich als Einheit zu behandeln, weshalb die einzelnen Ansprüche 
aus dem Rückgewährschuldverhältnis auch nicht für sich be-
trachtet - im Sinne einer unfreiwilligen Kapitalüberlassung - Teil 
einer steuerbaren erwerbsgerichteten Tätigkeit sein könnten. Es 
handelt sich auch nicht um sonstige Einkünfte, und zwar ebenfalls 
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deshalb nicht, weil die bei der gebotenen Einheitsbetrachtung 
aus der Rückabwicklung des Darlehensvertrags vereinnahmten 
Einzelleistungen nicht in der Erwerbssphäre angefallen sind.

ANSPRUCH AUF ELTERNGELD: 
NEUE EINKOMMENSGRENZE
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Wer eine Familie gründet, muss im Erwerbsleben häufig kürzer-
treten. Um hierfür einen finanziellen Ausgleich zu schaffen, 
fördert der Staat junge Familien bereits seit 2007 mit dem El-
terngeld. Zum 01.04.2024 wurden die Regelungen nun in zwei 
Punkten überarbeitet:

	● Neue Einkommensgrenze: Für Geburten bis einschließlich 
31.03.2024 können Elternpaare das Elterngeld noch bei ei-
nem gemeinsamen zu versteuernden Einkommen von bis zu 
300.000  € pro Jahr erhalten. Für Alleinerziehende liegt die 
Einkommensgrenze bei 250.000 €. Zum 01.04.2024 sinkt die 
Grenze sowohl für Paare als auch für Alleinerziehende auf 
200.000 € pro Jahr. Ab dem 01.04.2025 soll diese einheitliche 
Einkommensgrenze noch ein weiteres Mal sinken, und zwar 
auf 175.000 €.

	● Gleichzeitiger Bezug: Für Geburten bis einschließlich 
31.03.2024 kann das Basiselterngeld grundsätzlich noch für 
maximal zwei Monate von beiden Elternteilen gleichzeitig be-
zogen werden. Für Geburten ab dem 01.04.2024 lässt sich 
dann nur noch für einen Monat gleichzeitig Elterngeld von bei-
den Elternteilen beziehen. Zudem ist dies nur noch innerhalb 
der ersten zwölf Lebensmonate des Kindes möglich.

Hinweis: Das Basiselterngeld beträgt nach wie vor 65 % 
des bisherigen Nettogehalts, mindestens 300 € und maximal 
1.800 € pro Monat. Wer vor der Geburt des Kindes kein Ein-
kommen hatte, bekommt 300 €. Als Bemessungszeitraum 
für die Höhe des Elterngeldes gelten die letzten zwölf Mo-
nate vor der Geburt des Kindes. Der Antrag auf Elterngeld 
kann erst nach der Geburt des Kindes gestellt werden, da 
erst dann die für den Elterngeldantrag notwendige Geburts-
bescheinigung vorliegt.

ZAHLUNGSTERMINE STEUERN UND SOZIALVERSICHERUNG

(*) Letzter Tag der Zahlungsschonfrist, nicht für Bar- und Scheckzahler. Zahlungen mit Scheck sind erst drei Tage nach dessen Eingang bewirkt.

10.06.2024 (13.06.2024*)
•	 Umsatzsteuer

(Monatszahler)

•	 Lohnsteuer mit SolZ u. KiSt
(Monatszahler)

•	 Einkommensteuer mit SolZ u. KiSt
(Vorauszahlung)

•	 Körperschaftsteuer mit SolZ
(Vorauszahlung)

26.06.2024
•	 Sozialversicherungsbeiträge

Juni 2024

Mo Di Mi Do Fr Sa So

1 2

3 4 5 6 7 8 9

10 11 12 13 14 15 16

17 18 19 20 21 22 23

24 25 26 27 28 29 30
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Alle Beiträge sind nach bestem Wissen zusammengestellt. Eine Haftung 
kann trotz sorgfältiger Bearbeitung nicht übernommen werden. Zu den  
behandelten Themen wird gerne weitere Auskunft erteilt.
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